
heit den Fememord begangen, wenn die Frau nicht zu­
gegen gewesen wäre; der Angeklagte wollte vor der Er­
mordung Höttl zunächst mit der Waffe erpressen, seine 
Aussagen schriftlich zu widerrufen. Nach Rückkehr des 
Angeklagten berichtete er wiederum Hermenau über 
seine Beobachtungen. Die Durchführung des Mordes 
verzögerte sich danach und unterblieb schließlich, weil 
der Angeklagte zu der Auffassung kam, dieser Mord 
werde nicht von allen „nationalen Kräften“ gebilligt 
werden.
Der Angeklagte nahm nicht nur innerhalb Westdeutsch­
lands Verbindung zu rechtsextremistischen Kräften auf, 
sondern stellte auch solche Verbindungen im Ausland 
her. So stand er einige Zeit mit belgischen Nationali­
sten in Verbindung, und im Dezember 1961 reiste er 
nach England und sprach dort mit Führern der Briti­
schen Nationalpartei (BNP) über eine Zusammenarbeit 
der Nationalsozialisten europäischer Staaten.
Auch in Paris stellte der Angeklagte solche Verbindun­
gen her. Er ließ sich von Gericke Namen von Mitglie­
dern der verbotenen Jugendorganisation „Jeune Na-' 
tion“ nennen und traf Ostern 1961 über diese mit den 
führenden Mitgliedern dieser Organisation Malbrun 
und Venner zusammen, die gleich ihm nationalsoziali­
stische Auffassungen vertraten. Bei seinem weiteren 
Besuch in Paris am 23. September 1961 nahm er über 
das Mitglied der „Jeune Nation“ Robert Blanc, einen 
ehemaligen SS-Offizier der französischen Freiwilligen­
division, die im zweiten Weltkrieg gegen die Sowjet­
union kämpfte, mit Angehörigen der OAS Verbindung 
auf. Hier wurde beraten, wie die deutschen National­
sozialisten den Kampf der OAS um die Machtergrei­
fung in Frankreich unterstützen könnten, zumal dies 
zugleich der Kampf um die Zukunft Europas sei. Als 
geeignete Maßnahmen wurden Sprengstoffanschläge 
auf Personen angesehen, die den algerischen Befrei­
ungskampf unterstützten, sowie die Bildung von Unter­
grundgruppen in Westdeutschland.
Der Angeklagte fuhr auch weiterhin nach Paris, um 
direkte Verbindung zur OAS zu halten. So sagte er am 
19. März 1962 dem OAS-Mitglied Gerard Boudon zu, 
sich am 28. März in Paris an Sprengstoffanschlägen der 
OAS zu beteiligen. Verabredungsgemäß traf er sich an 
diesem Tage mit einem ihm namentlich nicht bekann­
ten Franzosen. Sie begaben sich in das Kino „Panora­
ma“, ein Kino, das oft Filme aus der Sowjetunion vor­
führt, und legten dort in die Sitzreihen eine Spreng­
ladung. Diese detonierte, als die letzten Zuschauer nach 
der Vorstellung gerade das Gebäude verließen, und 
richtete erheblichen Sachschaden an.
Am nächsten Tag wurden die insgesamt 14 in der ver­
gangenen Nacht verübten Bombenanschläge der OAS 
unter Leitung des Führers der “Jeune Nation“, Pierre 
Sidos, ausgewertet. Dabei machte der Angklagte den 
Vorschlag, den im Saarland befindlichen französischen 
Sender „Europa I“ für eine Sendung der OAS in Besitz 
zu nehmen und danach durch eine Sprengung zu ver­
nichten. Das Vorhaben wurde gebilligt und der Ange­
klagte beauftragt, den Sender* „aufzuklären“. In der 
Zeit vom 19. bis 22. April 1962 beobachtete der Ange­
klagte die Örtlichkeit und die Bewachung des Senders 
und berichtete darüber Boudon in Paris Ende April 
1962. Am 12. Mai 1962 trafen sich der Angeklagte und 
Boudon, der Waffen und Sprengstoff mitgebracht hatte, 
in Saarbrücken, um den Anschlag durchzuführen. Es 
kam jedoch nicht dazu, weil man eine weitere vorbe­
reitende Aufklärung der Räumlichkeiten des Senders 
für nötig hielt.
Auf dem Pfingsttreffen des revanchistischen „Bundes 
heimattreuer Jugend“ im Juni 1962 lernte der Ange­
klagte Fritz Bünger aus Köln kennen.
Bünger suchte Ende Juli 1962 den Angeklagten in sei­
ner Wohnung auf, um ihn zur Teilnahme an Bomben- t 
anschlägen in Italien zu gewinnen, die, wie er sagte, 
zur Unterstützung des Freiheitskampfes Südtirols die­
nen sollten. Der Angeklagte war sofort bereit, an die­
sen Verbrechen mitzuwirken, und sagte zu, weitere 
Terroristen dafür zu gewinnen. Bei einem weiteren Be­
such erklärte Bünger, die Teilnahme der vom Ange­
klagten vorgesehenen weiteren Personen sei nicht er­
forderlich, die Abfahrt zu den vorgesehenen Terrorak-, 
ten sei für den 15. Oktober 1962 vorgesehen.

Wie vereinbart, fuhr der Angeklagte an diesem Tage 
unter Mitnahme seiner Pistole nach Köln, wo ihn Fritz 
Bünger mit einem Pkw erwartete. Dann holten sie 
Willi Bünger, einen Bruder Fritz Büngers, ab und fuh­
ren über München nach Innsbruck. Hier trafen sie am
16. Oktober mit einem Österreicher mit dem Decknamen 
„Walter“ zusammen, der mit Fritz Bünger bereits in 
Verbindung stand. Es handelt sich dabei um Peter Kie­
nesberger, ein leitendes Mitglied des in Österreich we­
gen nazistischer Tätigkeit verbotenen „Bundes heimat­
treuer Jugend“ und Geheimkurier des „Befreiungsaus­
schusses Südtirols“ zwischen München, Innsbruck und 
Bozen. Er wurde später nach Erlaß eines Haftbefehls 
nach Westdeutschland flüchtig und dort nach kurzer 
Haft wieder auf freien Fuß gesetzt.
Kienesberger berichtete, daß er in der vergangenen 
Nacht bei Bozen einen Hochspannungsmast gesprengt 
habe. Er schlug vor, den Karabinieri-Chef von Bozen 
zu ermorden, weil er bei der Südtiroler Bevölkerung 
verhaßt sei. Der Angeklagte und Fritz Bünger waren 
dazu sofort bereit; dennoch wurde das Verbrechen nicht 
ausgeführt, weil Willi Bünger Bedenken hatte. Mit dem 
weiteren Vorschlag Kienesbergers, Sprengstoffanschläge 
auf italienische Bahnhöfe durchzuführen, waren alle 
einverstanden.
Sie fuhren in eine unweit Innsbrucks gelegene und von 
Kienesberger als Unterkunft benutzte Hütte, in der sich 
Sprengstoff, Zündmittel, mehrere Pistolen, eine Maschi­
nenpistole und ein Schnellfeuergewehr sowie dazu ge­
hörige Munition befanden. Hier wurden sie von Kienes­
berger über die Anfertigung von Zündmechanismen 
und über ihre Verhaltensweise bei den Anschlägen 
unterrichtet.
Am nächsten Tag, dem 17. Oktober 1962, fuhren sie mit 
Kienesberger unter Mitnahme von 15 kg Sprengstoff 
und den erforderlichen Zündmitteln sowie einer Pistole 
über den Brenner nach Bozen. Dort mieteten sie zwei 
Hotelzimmer, wobei sich der Österreicher Kienesberger 
mit einem in München ausgestellten Personalausweis 
der Bundesrepublik anmeldete. Nachdem sie weiteres 
zu den Terroranschlägen benötigtes Material und zu­
sätzlich 10 kg Sprengstoff besorgt hatten, fuhren sie am 
19. Oktober 1962 nach Verona. Bei einer Rast bereiteten 
sie den Koffer vor, der auf dem Bahnhof abgegeben 
werden sollte. Er enthielt 10 kg Sprengstoff sowie einen 
Kunststoff-Kanister mit 10 Litern Benzin-Öl-Gemisch, 
das dazu bestimmt war, neben der Explosion noch 
einen Brand auszulösen. Nachdem der Zündmechanis- 
mus auf etwa 3 Uhr nachts eingestellt und die Ladung 
scharfgemacht worden war, gab Willi Bünger den Kof­
fer gegen 18 Uhr auf dem Bahnhof in der Gepäckauf­
bewahrung ab.
Dann fuhren der Angeklagte, die Gebrüder Bünger und 
Kienesberger nach Trient. Hier gab der Angeklagte eine 
Reisetasche, die eine ähnliche Sprengstoffladung und 
einen gefüllten Benzinkanister enthielt, in der Gepäck­
aufbewahrung des Bahnhofs gegen 20.15 Uhr ab. Von 
hier aus begaben sie sich nach Bozen zurück und legten 
eine weitere Sprengladung an einem Lehrinstitut ab. 
Auch hier war der Zündmechanismus, wie auch in 
Trient, auf 3 Uhr nachts eingestellt. Die Anschläge auf 
den Bahnhöfen verletzten über 20 Personen z. T. lebens­
gefährlich. Eine Person erlag den Verletzungen. Im 
übrigen entstand beträchtlicher Sachschaden.
Der Angeklagte, Kienesberger und die Brüder Bünger 
fuhren nach Österreich zurück, wobei sie noch vor der 
Detonation der Sprengstoffladungen eintrafen. Sie über­
nachteten in der Hütte Kienesbergers.
Am nächsten Tag berichteten Kienesberger und Fritz 
Bünger einem Führer des ..Befreiungsausschusses Süd­
tirols“, Dr. Burger, in Innsbruck über die durchgeführ­
ten Anschläge. Dieser sprach seine Anerkennung für 
diese Verbrechen aus.
Der Angeklagte fuhr mit den Brüdern Bünger nach 
Westdeutschland zurück und traf am 22. Oktober 1962 
in Essen ein.
Am 26. Oktober 1962 wurde er auf dem Essener Haupt­
bahnhof festgenommen, weil er in einem Gepäck­
schließfach Chemikalien, Zünder und Zündschnur auf­
bewahrte, die er von Kienesberger mitgebracht hatte. 
Da man bei der Leibesvisitation noch eine Pistole fand, 
wurde gegen ihn am 27. Oktober Haftbefehl erlassen.
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